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Gedanken zum Jahreswechsel

Dezember—der letzte Monate im Jahr. In meinen Gedanken lasse
ich oft dieses Jahr Revue’ passieren und muss feststellen—es war
wieder ein turbulentes Jahr. Bundestagswahl und Burgermeisterwah-
len, parteiinterne Wahlen und Entscheidungen hielten uns ganz
schon in Action. Erneut habe ich mich gefreut, dass auf unsere akti-
ven Genossinnen und Genossen eine hohe Verlasslichkeit besteht.
Das ist die Grundlage fur politisches Handeln Gberhaupt und daftr
mochte ich Euch allen von ganzem Herzen Danke sage—Danke fur
die aktive Beteiligung an den Wahlen, Danke flr die schénen Veran-
staltungen in diesem Jahr—wie den Neujahrsempfang, das Lesen
wieder das Vergessen, das Sommerfest und die Mandatstragertref-
fen. Danke fur die gute Zusammenarbeit und auf Eure Verlasslich-
keit.

Ich hoffe fur uns alle, dass wir das Neue Jahr nicht mit Neuwahlen
beginnen missen und im nachsten Jahr ganz bewusst schon Ent-
scheidungen treffen kénnen fir die bevorstehenden Kommunalwah-
len 2019.

Wenn uns bewusst wird,
dass die Zeit, die wir uns
fur einen anderen Menschen
nehmen, das Kostbarste ist,
was wir schenken konnen,
haben wir den Sinn der
Weihnacht verstanden.

Ich wiinsche allen Genossinnen und Genossen, allen Sympathisan-
tinnen und Sympathisanten, allen Freunden und Bekannten eine
schone Adventszeit und friedliche, besinnliche Weihnachtstage in
Ruhe und Gelassenheit.

FUr das Neue Jahr wunsche ich Allen viel Kraft fur neue Aufgaben,
personliches Gluck und vor allem die Gesundheit, die jeder Mensch
braucht um seine Ziele auch verfolgen zu kénnen.

Katja Bahlmann—Kreisvorsitzende
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Parlamentarische Initiativen zur 17. Sitzungsperiode des Landtages

Antrag: Missbilligung der Ministerin fiir Justiz
und Gleichstellung (Drs. 7/1986)

Mit ihrem Antrag zielt die Fraktion DIE LINKE dar-
auf ab, die unzureichende und mangelnde Infor-
mations- und Auskunftserteilung durch die Minis-
terin fUr Justiz und Gleichstellung gegentiber dem
Landtag hinsichtlich der Einstellung der Ermittlun-
gen im Verfahren Oury Jalloh zu missbilligen. Zu-
dem wird die Landesregierung aufgefordert, zu-
kinftig dem Gebot einer vollstandigen Information
des Landtages gemal Artikel 53 der Landesver-
fassung nachzukommen.

Zum Hintergrund: Sowohl in der Antwort auf eine
Kleine Anfrage von Henriette Quade und Eva von
Angern zum Todesermittlungsverfahren im Fall
Oury Jalloh als auch in der Plenardebatte vom
28. September zum Antrag der Fraktion DIE LIN-
KE ,Aufklarung im Todesermittlungverfahren
muss vorangetrieben werden‘ erweckte Justizmi-
nisterin Keding den Eindruck, dass das Verfahren
noch lauft und die Ergebnisse offen sind. Wie aus
einem Fax der Staatsanwaltschaft an die Neben-
klage hervorgeht, hatte die Staatsanwaltschaft zu
diesem Zeitpunkt jedoch bereits entschieden,
dass das Verfahren eingestellt werden soll. In bei-
den Fallen hat also die Ministerin das Parlament
und die Offentlichkeit Gber den tatséchlichen
Stand des Verfahrens getauscht und wider bes-
seres Wissens vorenthalten, dass die Staatsan-
waltschaft das Verfahren abgeschlossen hat bzw.
abschliefen wird.

Antrag: Hande weg vom o6ffentlich-rechtlichen
Rundfunk (Drs. 7/1985)

Staatsminister Robra forderte jlingst einen radika-
len Umbau des offentlich-rechtlichen Rundfunks.
Das ZDF wirde als nationaler Sender ausrei-
chen. Die ARD solle kiinftig als ,Schaufenster der
Regionen® fungieren und seinen Anspruch als
nationalen Sender aufgeben. Die Fraktion DIE
LINKE meint, dass die AuRerungen des Staatsmi-
nisters das hohe Gut des o6ffentlich-rechtlichen
Rundfunks und damit der demokratischen Mei-
nungsbildung gefahrden. ARD und ZDF haben
den Auftrag, moglichst allen eine hohe Qualitat in
Fernsehen, Radio und Internet zu bieten. Im Zuge
der Digitalisierung nehmen immer mehr Men-
schen Medienangebote im Netz wahr. An dieser
Stelle hat der o6ffentlich-rechtliche Rundfunk die
Aufgabe, relevante journalistische Angebote, un-
abhangig von kommerziellen und politischen Inte-
ressen, einzubringen. Mit ihrem Antrag fordert die
Fraktion DIE LINKE den Landtag daher auf, jegli-
che Absichten, das offentlich-rechtliche Rund-
funksystem bestehend aus ARD, ZDF und
Deutschlandradio infrage zu stellen, abzulehnen

und seine bisherigen Beschlisse zur Sicherung und
Weiterentwicklung des 6ffentlich-rechtlichen Rund-
funks zu bekraftigen. Dartber hinaus soll sich der
Landtag zur Reform des 6ffentlich-rechtlichen Rund-
funks bekennen, die insbesondere den Herausfor-
derungen der Digitalisierung Rechnung tragen
muss. Zudem soll der Landtag die aul3erordentliche
Bedeutung der Staatsferne des 6ffentlich-
rechtlichen Rundfunks unterstreichen, die u. a. bein-
haltet, dass auch kinftig die Héhe des Rundfunkbei-
trages von einer staatsfernen unabhangigen Kom-
mission (KEF) ermittelt wird.

Anderungsantrag zum_ Entwurf_eines vierzehn-
ten Gesetzes zur Anderung des Schulgesetzes
des Landes Sachsen-Anhalt

Als Antwort auf die dirftige Schulgesetznovelle der
Landesregierung hat die Fraktion Die LINKE eigene
Vorschlage fir ein besseres Schulsystem entwickelt
und bringt parallel zur Einbringung des Gesetzent-
wurfes der Landesregierung einen umfassenden
Anderungsantrag zur Schulgesetznovelle in den
Landtag ein.

Wesentliche Punkte sind:

e Zulassung von Seiteneinsteigern zum beamten-
rechtlichen Vorbereitungsdienst unabhangig von der

"Anzahl der nachgewiesenen Facher zur besseren

Lehrkraftegewinnung

e Verankerung der Schulsozialarbeit im Schulge-
setz als Daueraufgabe des Landes.

e Sicherung der verlasslichen Offnungszeit an den
Grundschulen.

e Streichung des von der Landesregierung vorge-
sehenen Zwangs, in den Grundschulen nicht nur in
der flexiblen Schuleingangsphase (Schuljahrgénge
1 und 2) sondern kunftig auch in den Schuljahrgan-
gen 3 und 4 jahrgangsubergreifend unterrichten zu
missen.

e Schaffung von Grundlagen flir eine durchgrei-
fende polytechnische Grundbildung fiir Sekundar-
schulen, Gemeinschaftsschulen und Gesamtschu-
len.

e Forderung nach schulgesetzliche Regelungen
zur Sicherung der Fremdsprachenausbildung an
den weiterfGhrenden Schulen der Sekundarstufe |

o Gewahrleistung des durch die UN-
Behindertenkonvention normierten Rechts auf den
gemeinsamen Unterricht von Schiler*innen mit son-
derpadagogischem Foérderbedarf an Regelschulen
Streichung des Schulverweigerns aus dem Katalog
der Ordnungswidrigkeiten



http://padoka.landtag.sachsen-anhalt.de/files/drs/wp7/drs/d1986dan.pdf
http://padoka.landtag.sachsen-anhalt.de/files/drs/wp7/drs/d1985dan.pdf
http://www.dielinke-fraktion-lsa.de/fileadmin/PDF/sonstige_pdf/ÄAntrag%20SchulGesetz%2024.10.2017.docx
http://www.dielinke-fraktion-lsa.de/fileadmin/PDF/sonstige_pdf/ÄAntrag%20SchulGesetz%2024.10.2017.docx
http://www.dielinke-fraktion-lsa.de/fileadmin/PDF/sonstige_pdf/ÄAntrag%20SchulGesetz%2024.10.2017.docx
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Auf geht’s an die Arbeit!

Zu Beginn des Monats Oktober hielR die Ta-
gesaufgabe des Wahlkreisteams der beiden neu-
en Abgeordneten unseres Kreisverbandes — Katja
Bahimann und Birke Bull-Bischoff: Was wollen wir
im kommenden Jahr anpacken? Viele Fragen und
Probleme von Birger‘innen werden auf uns
einstirmen, viele andere Akteur*innen hier im Bur-
genlandkreis werden mit uns das Gesprach su-
chen und auch Aufgaben der kommunalen Politik
gilt es zu unterstiitzen. Aber wir wollen auch eige-
ne Akzente setzen. Akzente, die uns als LINKE
erkennbar machen und das Interesse an unserer
Partei und ihrer Politik wecken kénnten. Im kom-
menden Jahr werden wir die Kommunalwahlen
vorbereiten. Wichtig waren uns die Fragen, was
passt zu uns, zur LINKEN im Burgenlandkreis,
womit kdnnen wir Aufmerksamkeit gewinnen?

Funf Schwerpunkte schlagen wir euch vor, an de-
nen wir gemeinsam arbeiten wollen, fur die wir
konkrete Vorschlage und Konzepte vorlegen wol-
len.

Zum ersten: Der Burgenlandkreis ist eine interes-
sante und gut bestellte Bildungslandschaft. Fir
uns ist dabei mafRgeblich, wie es gelingen kann,
dass alle Kinder diese Angebote gewinnbringend
nutzen kénnen. Chancengleichheit ist unser Stich-
wort. Zum Beispiel polytechnische Bildung ist ein
gutes Konzept, allen Kindern einen erfolgreichen
Weg in die Berufsausbildung zu erméglichen.

Zum Zweiten: Der Burgenlandkreis hat eine
reichhaltige und gleichzeitig regional unterschiedli-
che Kulturlandschaft. Was also hatte DIE LINKE
hier im Kreis beizutragen, um die Kultur in unse-
rem Kreis nach vorn zu bringen, zu profilieren, wie
man so schon sagt.

Zum Dritten: Die Zukunft der Braunkohle wird fur
unseren Landkreis zur Herausforderung, das zei-
gen die Verhandlungen auf Bundesebene bereits
jetzt. Vor allem fur die Beschaftigten selbst, aber
auch fir die Regionen, die davon gepragt sind.
Hier muss vorgedacht werden. Welche Vorschla-
ge hat DIE LINKE, um den langfristigen Umbau-
prozess so zu gestalten, dass es eine gute Zu-
kunft fur die Region und ihre Blrger*innen gibt.
Eine schwierige Aufgabe, der wir uns aber stellen
muassen.
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Zum Vierten: Wir wollen eine flachendeckende
Breitbandversorgung hier in der Region, fir Men-
schen in den landlichen Gebieten, flir Unterneh-
men, fur alle, die davon profitieren kénnen. Hier
wollen wir unsere Vorschlage erarbeiten, wie wir im
Kreis vorankommen kénnen.

Zum Filinften: Menschen, die in finanziell schwieri-
gen Verhaltnissen leben missen, brauchen unsere
Unterstutzung. Beim Zugang zu Bildung und Kultur,
vor allem aber beim Zugang zum Offentlichen Per-
sonennahverkehr. Es geht um Mobilitat fur alle
Menschen. Wir wollen gemeinsam mit der Kreis-
tagsfraktion ein Konzept vorlegen fir ein Sozialti-
cket.

Damit sind funf Aufgaben beschrieben, die wir —
DIE LINKE im Burgenlandkreis — gemeinsam be-
waltigen wollen. Es sind Vorschlage, Uber die wir
reden und letztlich entscheiden wollen. Vielleicht
gibt es ja noch mehr Ideen. SchlieBlich wollen wir
zu den Kommunalwahlen gewinnen und das geht
nur gemeinsam, mit einem attraktiven Angebot an
Wahler*innen!

Von Birke Bull-Bischoff
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Bundesverfassungsgerichtsurteil zur Kinderbetreuung—Buindelung auf

Landkreisebene ist zulassig

Das Bundesverfassungsgericht betétigt mit seinem
heutigen Urteil, dass eine Aufgabenzustdndigkeit
der Landkreise in Fragen der Kinderbetreuung zu-
ldssig ist und nicht gegen das kommunale Selbst-
verwaltungsrecht versté3t. Dazu erklért die kinder-
und familienpolitische Sprecherin Monika Hoh-
mann:

»Die LINKE hat bereits im Sommer dieses Jahres
einen eigenen Gesetzentwurf zur Anderung des
Kinderférderungsgesetzes in den Landtag einge-
bracht. Mit diesem wollen wir die Zustandigkeiten
auf der Landkreisebene bilindeln, was nach dem
heutigen Urteil verfassungskonform ist.

Daneben wollen wir das Fi-
nanzierungssystem verein-
fachen und ftransparenter
gestalten. Zukulnftig sollen
nur noch Land, Landkreise
und Eltern zur Finanzierung
beitragen, die Gemeinden
werden von ihrem Defizit
entlastet und damit freien
Tragern gleichgestellt. Zent-
rale Schaltstelle werden die
Jugendamter der Landkrei-
se.

Wir wollen weg von den nur

S

Vollg(l)as jetzt!

Breitbandversorgung ist

Aufgabe der ofientlichen
4 Daseinsvorsorge.

SR

wwen el he-sathoenantak de -

noch historisch begriindbaren Kindpauschalen hin
zu einer Finanzierung auf Basis der tatsachlichen
Personalkosten. Durch die Einflihrung von Pro-
zentanteilen schaffen wir die gesetzliche Grundla-
ge, schrittweise die Elternbeitrdge abzuschaffen.
Diese Moglichkeit existiert bisher nicht.

Es bleibt zu hoffen, dass die Landesregierung und
die Koalition einsichtig sind und im nachsten Jahr
im Rahmen der gro3en Novelle des Kinderforde-
rungsgesetzes Schritte in diese Richtung gehen
werden.«

Schluss mit Ausgrenzung und Benachteiligung von Kindern
in armen Familien: Wir fordern eine eigenstandige und
einheitliche Geldleistung fiir alle Kinder und Jugendlichen.

Jedes Kind ist
gleich viel

wert! P

Nachtragshaushalt im Land abge-
lehnt

Der von der LINKEN vorgeschlagene Nachtrags-
haushalt fir Sachsen-Anhalt mit:

350 Mio. Investition fur &ffentliche Daseinsvorsor-
ge

100 Mio. fur Bildung

50 Mio. fir Kinderbetreuung

10 Mio. fur gute Arbeit

5 Mio. zur Starkung der Kinder— und Jugendarbeit

wurde von der Koalitionsfraktion abgelehnt. Die
236 Mio. Zusatzeinnahmen aus Steuern sollen zur
Tilgung von Schulden eingesetzt werden—wo
bleiben da die Burgerinnen und Burger?
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Paradise Papers: Deutsche Banken im Casino - LINKE fordert Aufkla-

rung und Gesetzesverscharfungen

Laut Paradise Papers-Enthillungen machen meh-
rere deutsche Banken wie die DZ-Bank, die Post-
bank und die Hypovereinsbank Geschafte mit ille-
galen Internet-Casinos und begehen dabei syste-
matischen Gesetzesbruch. Dazu erklart Katja Kip-
ping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE:

Wir brauchen dringend Aufklarung dartber, wie
weit deutsche Banken systematischen Gesetzes-
bruch begehen, wie es aus den "Paradise Papers"
hervorgeht. Doch bei dem jetzigen Tempo der Ja-
maika-Sondierungen kénnen noch Wochen oder
gar Monate vergehen, bis es eine handlungsfahige
Bundesregierung geben wird.

So lange kénnen und durfen wir nicht warten, wir
brauchen schnelle Aufklarung. Der Bundestag und
die geschéftsfiihrende Bundesregierung, insbe-
sondere der geschaftsfliihrende Finanzminister Pe-
ter Altmaier missen umgehend handeln und die
kriminellen Verstrickungen deutscher Banken un-
tersuchen. Und auch der ehemalige Finanzminis-
ter Wolfgang Schauble muss jetzt dazu beitragen.
Er war bisher Bremser jeglicher Aufklarung und
Schutzmacht der Steuertrickser.

Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE
LINKE, erklart:
Die Banken lassen die Finger nicht vom Glicks-

Falsche Richtungsentscheidungen

Zur Sitzung des Europaischen Rates am 19.
und 20. Oktober 2017 erklart der Prasident
der Europaischen Linken, Gregor Gysi:

Der Europaische Rat hat in seiner Tagung
erneut die Chance vertan, den Europaerinnen
und Europdern gemeinsame wirtschaftliche,
soziale und okologisch nachhaltige Perspekti-
ven zu geben. Wahrend in militarischen und
Ristungsfragen die Zusammenarbeit [auft,
bleibt es in den sozialen, 6kologischen und
Wirtschaftsfragen bei vagen Absichtserkla-
rungen. Vollig aulRen vor blieb die aktuelle
Situation in Katalonien, bei der die EU eine
Vermittlerrolle einnehmen musste, um endlich
einen Dialog in Gang zu bringen. Die am
Rande des Gipfels geaullerte einseitige Un-
terstlitzung fir die spanische Regierung sorgt
nicht fur die dafir notwendige Deeskalation.
Angesichts der weiteren Zuspitzung in die-
sem Konflikt stellt sich der Rat mit seiner Ig-
noranz als Institution selbst in Frage.
Gleichzeitig wird ein gemeinsames

spiel - trotz "rien ne va plus" in der Finanzkrise.
Fast jeden Tag kommen neue Skandale an Licht,
die zeigen, dass weder Banken strenger reguliert
und kontrolliert noch Steueroasen trockengelegt
worden sind. Nach jeder Enthillung versprechen
die politisch Verantwortlichen Malinahmen, doch
nichts passiert.

Banken, die wiederholt gegen Gesetze verstollen
und Beihilfe zu Steuerbetrug und Steuerflucht
leisten, muss die Lizenz entzogen werden. Gelder
am Finanzamt vorbei in Steueroasen zu schleu-
sen, ist kein legitimes Geschaftsmodell.

Die Jamaika-Parteien mussen sich klar im Koaliti-
onsvertrag bekennen, was sie gegen die Miss-
stande tun werden. Konzepte, wie Steuerhinterzie-
hung und Steuervermeidung wirksamer bekampft
werden konnen, liegen seit Jahren auf dem Tisch.
Wir brauchen ein einsehbares Transparenzregis-
ter, ein weitgehendes Verbot von Geschaften in
Steueroasen, Strafsteuern auf Finanzflisse in
Steueroasen und zur Durchsetzung eine hand-
lungsfahige Finanzpolizei.

Asylsystem diskutiert und Libyen soll mit sei-
nen Milizen und Warlords zum nachsten
Bollwerk gegen die Fluchtbewegung ge-
macht werden, wahrend die EU-Staaten fur
die Bekampfung von Fluchtursachen bisher
kiimmerliche 175 Millionen Euro zur Verfu-
gung stellen wollen. Einmal mehr scheut die
EU damit nach der Turkei nun mit Libyen
nicht das Bundnis mit zweifelhaften Macht-
habern, um ihre Abschottungsphantasien
umzusetzen. Doch mit der SchlieBung von
Fluchtrouten wird kein Problem geldst, keine
Fluchtursache wirksam bekampft. Das ist
der falsche Weg, der mit FRONTEX schon
seit vielen Jahren beschritten wird. Das
Asylrecht erhalten, legale Moglichkeiten
schaffen, um es Uberhaupt wahrnehmen zu
kénnen, und gleichzeitig wirtschaftliche, 6ko-
logische und soziale Fluchtursachenbe-
kampfung waren dagegen die einzigen An-
satzpunkte.
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Der Vertrag von Maastricht—Einstieg in die Europaische Union—Zur

Geschichte der Europaischen Union

Von Winfried Steffen

Am 2. Dezember 1992 ratifizierte der Deutsche
Bundestag den am 7. Februar unterzeichneten
Vertrag von Maastricht.

Der Vertrag war das Ergebnis langjahriger in-
nerer Entwicklungen. Im Inneren verfolgten die
Mitgliedsstaaten vorrangig das Ziel, die bisher
erreichten Fortschritte wie beispielsweise die
Verwirklichung des Binnenmarktes, zu sichern
und darauf aufzubauen. AufRenpolitisch hatte
das Wegbrechen des Staatssozialismus in
Ost— und Suddeuropa, insbesondere die Wie-
derherstellung der einheitlichen deutschen
Staatlichkeit, eine Starkung der internationalen
Position der bisherigen Europaischen Gemein-
schaft (EG) bewirkt. Die bedeutendsten Initiato-
ren dieses Integrationsprozesses waren schon
seit 1990 die Bundesrepublik Deutschland und
Frankreich. Unter Fuihrung des EG-
Kommissionsprasidenten Jacques Delors, des
Bundeskanzler Helmut Kohl und des franzdsi-
schen Prasidenten Francois Mitterand kamen
intensive Verhandlungsprozesse in Gang, die
in eine Vertiefung der europaischen Integration
mundete und den rein wirtschaftlichen Charak-
ter erweiterte. Am 15. Dezember 1990 war die
Serie der Regierungskonferenzen zur vertragli-
chen Fortentwicklung der EG eingeleitet wor-
den. In den folgenden zwoélf Monaten wurde
das Vertragswerk ausgearbeitet, das die
Grundlage flir den Vertrag von Maastricht dar-
stellte.

Der Vertrag von Maastricht, der Vertrag uber
die Europaische Union, basierte auf drei Sau-
len: 1. auf der EG, 2. auf gemeinsamer Aulten—
und Sicherheitspolitik, 3. auf der Zusammenar-
beit in Strafsachen. In der ersten Saule waren
verschiedene Gemeinschaftsorganisationen
zusammengefasst, die an der Schaffung des
einheitlichen Wirtschaftsraumes arbeiteten. Da-
zu hatten beispielsweise die Europaische
Atomgemeinschaft (Euratom) und die Europai-
sche Gemeinschaft fur Kohle und Stahl
(Montanunion) gehdrt; letztere bestand bereits
seit den Romischen Vertragen von 1957. Die
zweite Saule beinhaltete die Verpflichtung, in
der Aullen— und Sicherheitspolitik zusammen-

Politische Bildung, Teil 45

zuarbeiten, letztlich Uber den Posten eines
europaischen Aullenministers. Im Rahmen
der dritten Saule wurde u.a. die europaische
Polizeibehdrde Interpol gegriindet, die fur ei-
ne bessere Koordination der europaischen
Behorden sorgen soll.

Es wurde die Unionsblrgerschaft mit direk-
tem Einfluss auf das Leben der Bulrgerinnen
und Burger geschaffen, die jeder Staatsange-
horige eines Mitgliedsstaates erhalt. Sie er-
ganzt die jeweilige nationale Staatsangeho-
rigkeit, ohne sie zu ersetzen. Damit sind ver-
schiedene Rechte verbunden und ihr Ziel ist
es, das Zugehorigkeitsgefluihl zu Europa und
der Union zu starken. Unionsbirger haben
das Recht, sich Uberall in der EU ihren Wohn-
ort zu suchen und zu arbeiten. Au3erdem er-
halten sie an ihrem Wohnsitz sowohl aktives
als auch passives Wahlrecht zu Kommunal-
wahlen und Europawahlen. Ist der Heimat-
staat eines Unionsbulrgers in einem bestimm-
ten Nicht-EU-Land nicht vertreten, so geniel3t
er diplomatischen Schutz durch einen vertre-
tenen EU-Staat. AuRerdem hat jeder Blrger
der Europaischen Union das Recht, sich mit
Petitionen an das Europaische Parlament
oder mit Beschwerden an den Burgerbeauf-
tragten zu wenden.

Durch den Vertrag von Maastricht wurde das
Europaische Parlament gestarkt und erhielt
weitere Befugnisse. Das sogenannte Sozial-
protokoll, an dem sich Grol3britannien nicht
beteiligte, ist ein Abkommen zu einer gemein-
samen Zustandigkeit fur sozialpolitische The-
men, beispielsweise die Verbesserung der
Lebens— und Arbeitsbedingungen.

Nach der Vertragsunterzeichnung kam es teil-
weise zu heftigen Diskussionen in den Mit-
gliedsstaaten. Deutsche furchteten um die D-
Mark, um burokratische Strukturen und um
die Unvereinbarkeit mit dem Grundgesetz der
BRD. Entsprechende Klagen wies das Bun-
desverfassungsgericht zuruck. In GrofRbritan-
nien wurde die Gemeinschaft kritisch gese-
hen. In mehreren Landern, zum Beispiel in
Danemark, gab es Gegner, denen der Maast-
richter Vertrag zu weit ging, andere hatten
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mehr erhofft. Eine Volksabstimmung in Irland
ergab grof3e Zustimmung. In Frankreich ent-
schied sich nur eine knappe Mehrheit fur den
Maastrichter Vertrag.

Der Europaische Binnenmarkt der 12 EG-
Staaten trat mit dem Jahresbeginn 1993 in
Kraft. Diese Staaten waren Belgien, Dane-
mark, Deutschland, Frankreich, Griechenland,
Grol¥britannien, Irland, Italien, Luxemburg, die
Niederlande, Portugal und Spanien. Von die-
sem Zeitpunkt an bestand fur 340 Millionen
EU-Burger praktisch Freizugigkeit in Europa,
d.h. jeder kann sich Uberall niederlassen so-
fern er Vermoégen hat und krankenversichert
ist. Grenzkontrollen bei Personen und Waren
beziehen sich auf Stichproben. Grenziber-
schreitende Dienstleistungen und KapitalflUs-
se waren nunmehr moglich.

Am 1. November 1993 trat der Vertrag von
Maastricht insgesamt in Kraft. Damit wurde
nunmehr offiziell die Europaische Union ge-
grundet.

Die wichtigsten Organe der EU sind der Euro-
paische Rat (Regierungschefs und der Prasi-
dent der Europaischen Kommission, die Euro-
paische Kommission, die Europaischen Kom-
missare und der Ministerrat, das Europaische
Parlament, die Europaische Zentralbank
EZB).

1995 konstituierte sich der Europaische Wirt-
schaftsraum EWR). Er umfasste neben den
EU-Landern auch Staaten der EFTA
(Europaische Freihandeslzone) wie Finnland,
Osterreich und Schweden, die 1995 der EU
beitraten. Am 1. Juni 1999 wurde mit elf Staa-
ten die Wirtschafts— und Wahrungsunion mit
dem Euro als gemeinsame Wahrung einge-
fuhrt (ohne Danemark, Griechenland, Grof3bri-
tannien und Schweden), fur den offentlichen
Verkehr ab 1. Januar 2002.

Mit dem Jahresbeginn 2004 erfolgte die Er-
weiterung der EU um Estland, Polen, Slowe-
nien, die Tschechische Republik, Ungarn, Zy-
pern, Bulgarien, Lettland, Litauen, Malta, Ru-
manien und die Slowakei. Seit 1999 qilt die
Turkei als Beitrittskandidat.

Zum Europaischen Rat treffen sich in der Re-
gel halbjahrlich die Regierungs— und Staats-
chefs der Mitgliedslander, um die politischen
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Leitlinien zu vereinbaren. In diesem Rat sind
die Regierungen der Mitglieder durch je einen
Minister vertreten. In turnusmafRligem Wechsel
Ubernimmt jeder Mitgliedsstaat fur die Dauer
von sechs Monaten den Vorsitz.—Die Exekuti-
ve der EU, die Europaische Kommission, - be-
stehend aus fur funf Jahre ernannte Mitglie-
der—hat die Aufgabe, die Durchfuhrung der
Vertragsbestimmungen zu uberwachen und
Berichte Uber die Wirtschaftslage der Mit-
gliedsstaaten zu veroffentlichen und dem Rat
und dem Europaischen Parlament Vorschlage
fur MaRnahmen der EU zu unterbreiten.

Seit 1979 werden die Abgeordneten des Euro-
paischen Parlamentes in den Mitgliedslandern
direkt gewahlt. Das Parlament hat ein Zustim-
mungsrecht bei Beitrittsbeschlissen und bei
Assoziierungsvertragen. Die politische Arbeit
wird durch die Fraktionen bestimmt, die sich
nach parteipolitischer Orientierung und nicht
nach nationaler Herkunft zusammensetzen.

Die Europaische Union stellt eine unersetzba-
re historische Errungenschaft dar—trotz der
vielfaltigen Mangel. Zuvor gingen von Europa
standig Kriege und damit verbundene Mensch-
heitskatastrophen aus, darunter beide Welt-
kriege. Insofern gibt es zur EU, die mit dem
Friedensnobelpreis bedacht wurde, keine Al-
ternative und ist gegen alle  Attacken—
besonders seitens der Rechtsextremisten und
Neofaschisten—konsequent zu verteidigen.

Die EU ist von der Art ihrer Grindung und
Strukturierung behafteten Mangel belastet. Ihr
Wesen wird primar vom Konzept des Neolibe-
ralismus gekennzeichnet. Sie ist vorrangig die
Union der Banken und grof3en Monopole und
zu wenig eine Union der Volker. Die EU be-
gann als Wahrungs— und mit Abstand als Wirt-
schaftsunion. Ganz und gar unzureichend ist
das Gestalten als Sozialunion. Zu gravierend
sind die Unterschiede der sozialen Verhaltnis-
se im Vergleich von hoch entwickelten und
weniger entwickelten Landern. Ganz offenkun-
dig wurde dieses Problem im Zuge der grof3en
EU-Erweiterung 2006, als die friher sozialisti-
schen Staaten Ost— und Sudeuropas in die
Union aufgenommen wurden. Tempo hatte
wegen der Profilierung westlicher Politiker Vor-
rang vor Gestaltung eines angemessenen Pro-
zesses des Schaffens erforderlicher wirtschaft-
licher und noch mehr sozialer Parameter fur
eine ausgeglichene Entwicklung der
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Europaischen Union als Ganzes. Davon
zeugte auch die Krise um die Finanzen Grie-
chenlands, deren Folgen zu Lasten der EU-
Blrger geldst werden.

Gegenwartig wird die Europaische Union
durch einige Krisenerscheinungen erschuttert.
Tiefgreifend ist der Brexit, das Ausscheiden
GroRbritanniens aus der EU. Besonders da-
von sind all jene Unternehmen betroffen, die
ihre Erzeugnisse vorrangig nach dort expor-
tieren. Das betrifft namentlich mittelstandi-
sche Betriebe in den neuen Bundeslandern.

Der Fluchtlingszustrom belastet die EU-
Mitgliedslander. Einige sperren sich grund-
satzlich gegen die Aufnahme und gefahrden
damit das Prinzip der Solidaritat innerhalb der
EU. Rechtsextremisten, Populisten und Natio-
nalisten stellen das Wirken der EU infrage bis
hin zu Ansinnen, die EU zu verlassen. Sepa-
ratisten in Katalonien und auch andernorts
belasten die EU. Einen unberechenbaren
Faktor fur die EU stellt auch die Politik von
US-Prasident Trump dar.—Die gegen Russ-
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land gerichteten Wirtschaftssanktionen bilden
ein schweres Hindernis fur gedeihliche Bezie-
hungen in diesem bedeutenden Land und sind
einem gesunden politischen Klima in Europa
und daruber hinaus Uberaus hinderlich.

In internationaler Hinsicht bedarf es einer star-
ken Europaischen Union, die effektiv wirt-
schaftlich zu konkurrieren vermag gegenuber
den anderen grolRen Akteuren wie USA, Ja-
pan, China und en aufkommenden Schwellen-
landern wie Brasilien und Indien. In ihrem In-
nern muss die EU gestarkt werden durch eine
schrittweise zu vollziehende Demokratisie-
rung, damit sie zu einer Union der Volker wird,
damit sie von ihren Burgerinnen und Burgern
als vertrauensvoll bewertet wird, als unabding-
bar erforderlich.

Was die Burgerinnen und Burger der EU nicht
brauchen, sind eine Europaarmee, Sabelras-
seln und Wettrlsten.

Der Autor stitzte sich auf: Europas Geschichte , Sammelanleitung,
Editions Atlas, Teil Vertrag von Maastricht

Harald Wolf fur die kommissarische Bundesgeschaftsfiihrung

Matthias Hohn hat heute gegenuber dem
Parteivorstand seinen Rucktritt als Bundesge-
schaftsfuhrer erklart. Die Vorsitzenden der
Partei DIE LINKE Katja Kipping und Bernd
Riexinger erklaren dazu:

Wir bedauern die Entscheidung von Matthias
Hohn. Wir hatten uns gewunscht, unsere er-
folgreiche Zusammenarbeit fortzufhren und
mochten Matthias Hohn fur seine Arbeit als
Bundesgeschaftsfuhrer und Wahlkampfleiter
in den vergangenen flnfeinhalb Jahren herz-
lich danken.

Die Bilanz unserer gemeinsamen Arbeit kann
sich sehen lassen. Dazu gehdren nicht nur
der zurickliegende Bundestagswahlkampf
mit dem zweitbesten Ergebnis unserer Partei-
geschichte, sondern auch die positive Ent-
wicklung der Partei und die erfreuliche Zahl
von Uber 7000 Neumitgliedern allein in die-
sem Jahr.

DIE LINKE steht als linke Oppositionspartei,
die sich in sozialen Konflikten aktiv einmischt,

klare linke Alternativen aufzeigt und als Stim-
me des Ostens auftritt, angesichts des
Rechtsrucks, einer mdglichen Schwampel-
Regierung der Reichen oder moglichen Neu-
wahlen vor vielfaltigen Herausforderungen.
AulBerdem muss DIE LINKE im n&chsten
Jahr wichtige Kommunal- und Landtagswahl-
kampfe in Hessen und Bayern flhren.

Im Sinne dieser Handlungsfahigkeit haben
die Parteivorsitzenden in Abstimmung mit
dem Geschéaftsfuhrenden Parteivorstand ei-
ne kommissarische Beauftragung von Harald
Wolf mit den Aufgaben der Bundesgeschafts-
fuhrung vorgeschlagen. Der entsprechende
Beschluss wird in der Beratung des Parteivor-
stands am morgigen Samstag, 11. November
2017, behandelt.

Harald Wolf verflgt Uber einen breiten Erfah-
rungshintergrund auch in Leitungs- und Re-
gierungsfunktionen, Uber eine ausgewiesene
wirtschafts- und finanzpolitische Kompetenz
und wird stromungsubergreifend als verbin-
dender Akteur geschatzt.
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Nach der Wahl ist vor der Wahl!

Von Gunter Schneider

Gut sechs Wochen ist es nun her, dass die Bun-
destagswahl stattfand - eine Wahl, die

so manches in der Bundesrepublik Deutschland
durcheinander brachte, die das politische Koordi-
natensystem nach Rechts verschob, bei der die
AfD im Osten ihre groften Erfolge feiert. Nun
wird diskutiert, analysiert, gemutmalf3t, manchmal
auch Kaffeesatzleserei betrieben, warum konnte
das so kommen ?

Davon bleibt selbstverstandlich auch DIE LINKE
nicht verschont, sei es nun auf Bundes -, Landes-
oder kommunaler Ebene. Ich finde, bei dieser
Auseinandersetzung, so kritisch sie auch sein
muss, durfen aber Sachlichkeit, Fairness, gegen-
seitige Achtung nicht auf der Strecke bleiben —
egal auf welcher Ebene. Das ist eine Pramisse,
der wir uns alle stellen sollten.

Ich will in diesem Artikel auf ein paar Dinge ein-
gehen, die aus meiner Sicht fur die Bewertung
unseres Wahlergebnisses notwendig sind.

Es gibt in Sachsen-Anhalt ein deutliches Nord-
Sud-Gefalle , dem auch wir uns nicht entziehen
konnten. Wahrend sich DIE LINKE im Norden
Uber mehr Stimmen im Vergleich zur letzten Bun-
destagswahl freuen kann, bifzen alle Kreise nach
Siden Stimmen ein. Selbst DIE LINKE im Land-
kreis Mansfeld-Stidharz, die in der Vergangenheit
immer Uberdurchschnittliche Ergebnisse erreich-
te, kann dieser Tendenz nichts entgegensetzen.

Interessant durfte die Beantwortung der Frage
nach den Ursachen dieser Entwicklung sein.
Hangt diese Entwicklung mit der Bevdlkerungs-
struktur, der infrastrukturellen Entwicklung, der
Starke oder Schwache der agierenden Parteien
oder, oder.....zusammen?

Bei den Stimmen flr DIE LINKE zeigen sich deut-
liche Stadt-Land-Unterschiede. In Gemeinden
uber 100 000 Einwohnern wurde DIE LINKE mit
12,9 % der Zweitstimmen gewahlt. Sie war dort —
im Verhaltnis zum Durchschnitt — erfolgreicher als
die anderen Parteien.

Der Wahlkreis 73 ist ein deutlich landlich struktu-
rierter Wahlkreis, in dem es keine Grolistadte
gibt, vielmehr kleine Gemeinden. Auch hier spie-
gelt sich dieser Trend in unserem Wahlergebnis
wider. In Stadten, die selbst deutlich unter den
100 000 Einwohnern liegen, wie Naumburg,
Zeitz, Hohenmolsen, Nebra, Weilkenfels, haben
wir zum Teil deutlich bessere Ergebnisse er-
reicht als bei den kleinen Gemeinden Auch hier
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ware die Beantwortung der Frage nach den Ursa-
chen dieses Trends interessant.

Deshalb stimme ich all jenen zu, die die Meinung
vertreten, wir haben unter diesen Bedingungen ein
Wahlergebnis erreicht, das unseren Maoglichkeiten
entspricht, auch wenn es keine Jubelstirme aus-
I6st. Grundlage dafir war ein guter Wahlkampf.
DANKESCHON.

Dazu habe ich schon meine Meinung in der ersten
Analyse des Wahlkampfes geaul3ert.

Auf eine Wahrnehmung meinerseits will ich aber
gern noch hinweisen, weil sie mir wichtig erscheint,
auch bei der Weiterentwicklung des Kreisverban-
des. Im Verlaufe des Wahlkampfes, der gewiss
nicht einfach war und den Akteuren eine Menge ab-
verlangt hat, habe ich ein engeres Zusammenru-
cken in den Strukturen unseres Kreisverbandes
festgestellt, was sich u.a. in gegenseitiger Hilfe und
Unterstutzung, sogar in Kooperationen ausdriickte.
So haben die Naumburger Genosslnnen u.a. im
Wethautal und anderen Bereichen geholfen, die Ho-
henmolsener in Litzen und Teuchern, die Genos-
sinnen und Genossen aus Zeitz, aus dem DroyRig-
Zeitzer-Forst haben beim Plakatieren oder Verteilen
von Material unterstitzt, usw. Das geschah oft im
Stillen, ohne dass viel Aufhebens gemacht wurde.
Uberhaupt - fand ich zumindest - war dieser Wahl-
kampf von Sachlichkeit, gegenseitiger Achtung,
auch von Spal} gepragt. Ich finde, das ist fur unse-
ren Kreisverband nicht zu unterschatzen und dieses
,zarte Pflanzchen® sollten wir weiter pflegen, denn
die nachsten Wahlen kommen bestimmt.

Zwei Kandidatinnen und Kandidaten fir das Burger-
meisteramt wollten jedoch ausdricklich auf die Hilfe
der Gremien unseres Kreisverbandes verzichten.
Das ist nicht nur schade, es ging auch noch griind-
lich schief. Beide zogen daraus ihre Konsequenzen,
Uber die im Kreisverband z.T. heftig diskutiert wird.

Nach der Wahl ist vor der Wahl — in der Tat, 2019
stehen die Kommunalwahlen an. Und die werden im
Vergleich zur Bundestagswahl ungleich komplizier-
ter, geht es doch hier neben bundespolitischen und
landespolitischen Themen vor allem um die Kom-
munalpolitik, also um Themen, die die Menschen,
ihr unmittelbares Lebensumfeld ganz direkt betref-
fen.Die Kommunalwahlen, ihre Ergebnisse werden
ein Gradmesser dafir sein, was wir in der Kommu-
nalpolitik, in den Kommunalparlamenten, im Kreis-
tag in dieser Legislaturperiode geschafft oder eben
nicht geschafft haben. Deswegen sollten wir noch
einiges tun, um unsere Ergebnisse publik zu ma-
chen bzw. Projekte fir die nachsten etwa 1,5 Jahre
finden, die den Nerv der Menschen treffen.
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Ebenso kompliziert wird sich der gesamte Prozess
des Findens von geeigneten Kandidatinnen und
Kandidaten fir die verschiedenen kommunalen
Ebenen gestalten. Die Zahl der Kommunalparla-
mente, in denen wir vertreten sind, ist immer wei-
ter zuruckgegangen. Und schaut man sich die al-
tersmafige Zusammensetzung unserer kommuna-
len Abgeordneten an, dann wird deutlich, dass ein
grolder Teil jener Generation wahrscheinlich aus-
scheiden wird, der Uber grofle kommunalpoliti-
sche Erfahrungen verfligt. Schon jetzt sollten wir
uns um den kommunalpolitischen Nachwuchs
kiimmern, auch um ein gesundes Verhaltnis von
Erfahrenen und Neuen.
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Ich glaube, die hier aufgeworfenen Probleme zei-
gen, die bevorstehenden Kommunalwahlen wer-
den um einiges komplizierter, als die vergangene
Bundestagswahl. Ich finde aber, davor brauch uns
nicht bange zu werden. Mit den gemachten Erfah-
rungen bei der Bundestagswahl, dem gefundenen
Arbeitsstil, wird der Kreisverband auch diese neu-
en Herausforderungen meistern. Uns viel Erfolg

Danke!

Finanzminister André Schroder muss sich entschuldigen - Frage
nach Handlungsfahigkeit der Regierung stellt sich zunehmend

Zur dffentlichen Debatte um die Dienstreise von
Finanzminister André Schréder und seiner Bliro-
leiterin nach New York erklaren die stellvertreten-
de Fraktionsvorsitzende Eva von Angern und der
parlamentarische Geschéftsflihrer Stefan Geb-
hardt:

»Nicht alles, was legal ist, ist auch legitim. Dass '.

Finanzminister André Schréder und seine Burolei-
terin die deutlich teurere Business-Class auf ihrer
Dienstreise nutzen, beweist wenig Augenmal}
und ist gerade fir einen Finanzminister ein
schwer vermittelbares Verhalten. Daflir muss sich
André Schréder 6ffentlich entschuldigen. Ihm ist
zudem zu empfehlen, den Differenzbetrag zwi-
schen der angemessenen Economy-Class und
der in Anspruch genommenen Business-Class als
symbolischen Akt an die Landeskasse zu uber-
weisen.

Die Fraktion DIE LINKE hat sich entschlossen,
Finanzminister André Schréder in ihre Fraktions-
sitzung am 21. November einzuladen. Er hat den
Termin bereits zugesagt und steht fir Fragen un-
serer Abgeordneten zur Verfigung.

Daruber hinaus fordert die Fraktion DIE LINKE
nachvollziehbare, strenge und hinsichtlich der An-
spriche auf Dienstreisen bescheidene Regelun-
gen fur die gesamte Landesregierung und ihren
Mitarbeiter*innenstab. Gleiches gilt flr Fortbildun-
gen, fur die durchaus landeseigene Institute mit
einem breiten Angebot zur Verfligung stehen.

Vor allem wirft der gesamte Vorgang aber einen
weiteren Schatten sowohl auf den Zustand der
CDU-Fraktion als auch auf den der Regierungs-
koalition. Mit einem Bildungsminister, der die
Probleme des Lehrer*innenmangels nicht bewal-
tigt bekommt, einer Justizministerin, die es mit
der richterlichen Unabhangigkeit nicht so genau
nimmt und einem Ministerprasidenten, der mit
Viktor Orban durch Wittenberg flaniert, gibt nun
auch Finanzminister André Schréder ein ungutes
Bild in der Offentlichkeit ab. Die Frage, ob und
wie lange diese Landesregierung uberhaupt noch
handlungsfahig ist, stellt sich zunehmend star-
er.«
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Der groRe KiFoG-Bluff

In der Landtagssitzung am 26. Oktober hat die
Landesregierung ihren heftig umkdmpften Gesetz-
entwurf fiir eine Teilnovellierung des Kinderférder-
gesetzes (KiF6G) vorgelegt. Unter Beibehaltung
der alten und inzwischen auch vom Landesrech-
nungshof als untauglich kritisierten Finanzierungs-
regelungen sollen lediglich kosmetische Korrektu-
ren an der H6he der Finanzzuweisungen an die
Gemeinden vorgenommen und zumindest einige
Forderungen aus dem Urteil des Landesverfas-
sungsgerichtes erfiillt werden. Dazu erklart die kin-
der-und familienpolitische Sprecherin der Fraktion,
Monika Hohmann:

Nach der Vorlage des Regierungsentwurfs flir eine
Teilnovelle des Kinderférdergesetzes ist jetzt die
Katze aus dem Sack. Die Ankindigungen der Lan-
desregierung, den Gemeinden im Zuge dieser Teil-
novelle weitere 35 Millionen Euro zukommen zu
lassen, um die Haushalte der Gemeinden zu ent-
lasten und eine Senkung der Elternbeitrage zu er-
mdglichen, erweist sich als ein groRer Bluff.

Denn mit der Erhéhung der Zuweisungen durch die
Kindpauschalen in § 12 des KiF6G um ca. 34 Milli-
onen Euro und der héheren Ausfallentschadigung
fur die Mehrkinder-
regelung (zusatzlich
1 Million Euro) wur-
den gleichzeitig die
fur 2018 bereits be-
schlossenen  Son-
derzuweisungen an
die Gemeinden in
Hohe von 23 Millio-
nen Euro weggelas-
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runde 2018. Den Gemeinden verbleibt also fir
eine Reduzierung ihrer Defizite in den Gemein-
deshaushalten oder fir Beitragssenkungen fir
die Eltern lediglich ein Spielraum im Umfang von
ca. 6 Millionen Euro. Das sind bei ca. 145.000
Kindern gerade einmal 3,35 Euro pro Kind im
Monat oder 40 Euro im Jahr.

Zwischen den Zuweisungen flir die beiden gro-
Ren Bereiche gibt es dabei gravierende Verschie-
bungen. Wahrend es fur die grofere Zahl der
Kindergartenkinder einen deutlichen Aufschlag
von etwa 23 Euro im Monat geben soll, werden
die Platzpauschalen fir die Krippenkinder, die
durch das Betreuungsgeld aufgestockt waren,
jetzt wieder zuriickgefahren und liegen dadurch
um fast 28 Euro im Monat niedriger, als 2017.
Diese Erkenntnis wird in vielen Gemeinden flr
ein bdses Erwachen sorgen, denn sie hatten
nach den Ankindigungen der Landesregierung
etwas anderes erwartet.

Die zusétzlichen Belastungen im Landeshaushalt
betragen ebenfalls nicht die in der Gesetzesbe-
griindung angegeben 30,5 Millionen Euro. Denn
abziiglich der 23 Millionen Euro aus dem Betreu-
ungsgeld 2018, das ja im Haushalt bereits ver-
plant war und
auch eingenom-
men wird, ver-
bleibt es bei ei-
nem realen Auf-
wuchs von 7,5
Millionen  Euro,
was genau der
erwarteten Kos-

sen. Diese Millionen
stammen aus dem
von der Bundesre-

macht unterm Strich ein Plus von
nur 7,5 Mio. € zur Entlastung
der Gemeinden.

tensteigerung
aus der Tarifan-

gierung zur Verfl-
gung gestellten ehe-
maligen Betreuungs-
geld und waren
2018 noch um ca. 2,5 Millionen Euro hdher als
2017.

Unter dem Strich werden die Gemeinden im kom-
menden Jahr also tatsachlich lediglich 14,5 Millio-
nen Euro mehr an Zuweisungen erhalten, als
2017. Davon sind 1 Million nur die Ausfallentscha-
digung flr nicht erhoben Beitragsanteile bei meh-
reren Kindern und ca. 7,5 Millionen sind eingerech-
net fir die erwartete Tariferh6hung aus der Tarif-

passung der Ver-
Fratonim gltung der Be-
5;‘;-: 77 /1 schéftigten ent-

spricht. Dies ist
nun wirklich keine gro3e Leistung der Landesre-
gierung fiir die angeblich in einem zédhen Ringen
aus allen Ressorts Geld eingesammelt werden
musste. Bei der prall gefiillten Kasse des Finanz-
ministers war die Erledigung dieser Hausaufgabe
ohne besonderes Aufsehen und ohne die Soli-
daropfer der anderen Ministerien méglich.
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Termine: DIE LINKE.

Tag Datum Beschreibung Uhrzeit (o)

Do 07.12 Kreisvorstand 18.00 Uhr Naumburg, Marienstrafl3e 11
Sa 09.12 Offene Mitgliederversammlung BO Unstruttal-  14.00 Uhr Freyburg, Hotel Neuenburg,

. Finne Wasserstralle
Di 12.12 Sitzung Fraktion DIE LINKE Stadtrat WeiRen-  17.00 Uhr Weilenfels, Tépferdamm 6
fels
Di 12.12 Sitzung BO-Vorstand Naumburg 19.00 Uhr Naumburg, Marienstral’e 11
Di 12.12 Stammtisch DIE LINKE Naumburg 20.00 Uhr Naumburg, Klimkes Kneipe
VORSCHAU
Do 11.01 Kreisvorstand 18.00 Uhr Zeitz, Neumarkt 12

DIE LINKE. Sachsen-Anhalt diskutiert.
Fliichtling? Nachbhar? Kollege?

Wie sollte eigentlich eine linke Migrationspolitik,
wie eine sozialistische Integrationspolitik aus-
sehen? Wie offen sollen unsere Grenzen sein,
und soll wirklich jeder zu uns kommen dirfen?
Brauchen wir ein linkes Einwanderungsgesetz?

DIELINKE.

www.dielinke-sachsen-anhalt.de

Wir gratulieren recht herzlich allen Jubilaren,

die im Dezember ihren Ehrentag feiern.

Wir wiinschen Euch alles Gute, eine schone Feier im Kreise der Familie, der Freunde
und Bekannten. Fiir die Zukunft wiinschen wir viel Gesundheit und Schaffenskraft.

Der Kreisverband DIE LINKE. im Burgenlandkreis und die Redaktion des S-U-E-Kurier
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Zur Beachtung! Die Entnahme, weitere Verwendung bzw. Nutzung von Artikeln aus dieser Mit-
gliederzeitung bediirfen der vorherigen ausdriicklichen Genehmigung der Redaktion, des Au-
tors oder der Kreisvorsitzenden.




